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Vorwort
Prof. Barbara John › Der PARITÄTISCHE Berlin

Liebe Leserin, lieber Leser,

mit dieser Veröffentlichung möchte der PARITÄTISCHE auf einen bedeutenden und doch oft über-
sehenen Mosaikstein des „Sozialen Berlin“ aufmerksam machen.

Die Ambulante Familienpflege gem. § 20 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) leistet einen sinnvollen 
und wichtigen Beitrag für Familien in Notsituationen sowie im Gefüge der Kinder-, Jugend- und Fami-
lienhilfe insgesamt. 

Im Zuge von aufbrechenden Familienstrukturen und der Gesundheits- und Armutsentwicklung ge-
raten Familien zunehmend in nicht verschuldete Grenzsituationen, die die psychische Gesundheit 
von Kindern und damit ihre Bindungs- und Bildungschancen langfristig beeinträchtigen können. 
Ambulante Familienpflege kann einen präventiven Beitrag leisten und Notsituationen, die durch z.B. 
Krankheit eines Elternteils zustande kommen, überbrücken helfen.
Viele Familien, besonders, mit kleinen Kindern benötigen ambulante Familienpflege. 

Es ist an der Zeit die wesentlichen Informationen zu dem Angebot „Ambulante Familienpflege“ nach 
dem SGB VIII wieder zusammenzustellen, die Abgrenzung zu anderen Sozialgesetzbüchern aufzuzei-
gen und praktische Bezüge herzustellen.
Wir finden den Zeitpunkt auch geeignet, da die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissen-
schaft in der jüngeren Zeit ein Jugend-Rundschreiben zu § 20 SGB VIII herausgegeben hat und auch 
eine Kooperationsvereinbarung mit der LIGA der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege in Ber-
lin aktualisiert abgeschlossen wurde. 

Die damit einhergehende Anpassung der Entgelte war überfällig und ist fürs Erste  in einem moderaten 
Umfang gelungen. Zukünftig muss es darum gehen, diese Leistungen an andere Vereinbarungen bzgl. 
Kostenentwicklung und -fortschreibung zu koppeln. So könnten Fortschreibungsraten, die im Rahmen 
der Vertragskommission Jugend für den ambulanten Bereich der Hilfen zur Erziehung vereinbart wer-
den, eine entsprechende Übertragung finden. Der PARITÄTISCHE Berlin wird sich dafür einsetzen.

Wir freuen uns, wenn die Broschüre auf Ihr Interesse stößt und hilft die Sozialen Angebote und Dien-
ste in Berlin transparenter zu machen.

Berlin, im Oktober 2012

Prof. Barbara John
Vorsitzende
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Mutter, alleinerziehend mit 5-jähriger Tochter. Die Mutter hat 
schon seit längerer Zeit starke Depressionen mit Suizidgefähr-
dung. Da die Krankenkasse nur für 4 Wochen die Kosten über-
nimmt, bewilligt das Jugendamt nach § 20 KJHG die Pflege 
über insgesamt 9 Monate. Die Familienpflegerin gewährleistet 
den regelmäßigen Kindergartenbesuch der Tochter und die Auf-
rechterhaltung des laufenden Haushaltes und der Versorgung 
des Kindes in den Nachmittagsstunden. Sie begleitet die Mutter 
durch diese schwere Situation, führt Gespräche, und  überbrückt  
mehrere Psychiatrieaufenthalte.

Familie mit drei Kindern im Alter zwischen 2 und 9 Jahren. 
Die Mutter leidet an Multipler Sklerose. Die Krankenkasse hat
die Übernahme der Kosten für eine Haushaltshilfe abgelehnt, 
da es sich um eine chronische Erkrankung handelt. Der Mann 
ist geschäftlich viel unterwegs. Das Jugendamt bewilligt eine 
Familienpflege in einem Umfang von 5-8 Stunden täglich, zu-
nächst für mehrere Monate. Es erfolgt eine Klärung der Perspek-
tiven, ggf. wird der Einsatz noch einmal verlängert.

Nach der Geburt von Zwillingen tritt eine starke Über-
forderungssituation ein. Ein ausgebrochener Partnerschafts-
konflikt erschwert die Situation. Erschöpfung und Über-
lastung führten dazu, dass die Mutter die Versorgung der 
Kinder nicht ausreichend gewährleisten konnte. Die Kranken-
kasse lehnte den Antrag auf Haushaltshilfe nach SGB V ab. 
Die Familienpflegerin unterstützt die Mutter bei der Ver-
sorgung und Betreuung der Zwillinge und sorgt für aus-
reichende Ruhezeiten für die Mutter.

Familie mit drei Kindern (8, 10 und 12 Jahre alt). Der 
8-jährige Junge ist autistisch. Die Mutter geht zur Kur. Sie 
ist alleinerziehend. Das Jugendamt ergänzt die Krankenkassen-
leistung, so dass eine 24-Stunden-Betreuung möglich ist.

Ambulante Familienpflege – Einsätze in der Praxis
Fallbeispiele
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Mutter von zwei kleinen Kindern im Alter von 3 und 5 Jahren 
erkrankt an Krebs. Nachdem die Krankenkasse nach 6 Wochen 
die Übernahme der Kosten für Ambulante Familienpflege/
Haushaltshilfe ablehnt, bewilligt das Jugendamt eine Familien-
pflege nach § 20 KJHG. Die Mutter stirbt nach einem halben 
Jahr zu Hause. Während der gesamten Zeit und ein weiteres 
halbes Jahr nach dem Tod der Mutter unterstützt die Familien-
pflegerin den Vater, betreut und versorgt die Kinder, begleitet 
den Trauerprozess. Erst als der Vater sich stabilisiert hat und die 
Betreuungssituation der Kinder geklärt ist, wird die Familien-
pflege beendet.

Familie mit fünf Kindern zwischen 2 und 16 Jahren und einer 
40-jährigen Mutter mit Schwangerschaftsdiabetes in starkem 
seelischen und körperlichen Erschöpfungszustand, Vater ist 
im Schichtdienst; Betreuungsbedarf bis zu 12 Stunden am Tag 
einschließlich Wochenenden. Die Arbeit der Familienpflegerin 
umfasst: Aufrechterhaltung des Haushalts mit Beteiligung der 
Kinder, Kochen, Wäschepflege, Bringen und Holen der Kinder 
zu ihren verschiedenen Aktivitäten, Betreuung der Hausarbei-
ten, Gespräche mit der Mutter, selbständige Versorgung des 
Haushalts während des langen stationären Aufenthalts der Mut-
ter vor und nach der Entbindung, Weiterführung der Betreuung 
nach Rückkehr der Mutter, mit besonderer Aufmerksamkeit für 
die Entlastung und den langsamen Kräfteaufbau der Mutter.

Betreuung des Kindes einer 35-jährigen alleinerziehenden Mut-
ter mit Platzangst. Eingewöhnung des Kindes in den Kinder-
garten, Bringen und Holen des Kindes, Begleitung der 
Mutter bei Ausgängen aller Art, Versorgung des Haushalts 
in Zusammenarbeit mit der Mutter, Versorgung des Kindes 
während zweier plötzlicher Einweisungen der Mutter in die 
Klinik mit Klärung der Ressourcen (Einbeziehung des Kindes-
vaters), Unterstützung bei der Lebensplanung (therapeutische
Maßnahmen, praktische Alltagsbewältigung).

Ambulante Familienpflege – Einsätze in der Praxis
Fallbeispiele
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Die Ambulante Familienpflege ist eine fachlich gezielt eingesetzte Hilfe, die in den Haushalten der 
betroffenen Familien erfolgt. Der Leitgedanke der Maßnahme ist die Sicherung des vertrauten Tages-
ablaufs der Kinder, gemeinsam mit den Eltern oder in deren Vertretung. Eine Fremdunterbringung 
der Kinder soll vermieden und der Ausfall der Betreuungsperson kompensiert werden. Das Ziel ist die 
Überbrückung einer vorübergehenden Notsituation und die Förderung der Selbsthilfekräfte der Fami-
lie.

Familienpflegerinnen sind professionelle Alltagsmanagerinnen, sie müssen in der Lage sein, sich sofort 
selbständig in fremden Haushalten zu bewegen und mit verschiedenen Strukturen, Erziehungsstilen, 
Ansprüchen und Haushaltsbudgets zu agieren.

Das Anforderungsprofil umfasst pädagogische, hauswirtschaftliche und pflegerische Tätigkeiten, 
die Gewichtung der einzelnen Tätigkeiten orientiert sich an der konkreten Bedarfssituation der zu 
betreuenden Familie.

Pädagogik
	 ›	Betreuung der Kinder im Haushalt der Familien
	 ›	Sicherstellen des Kita- und Schulbesuchs
	 ›	Gewährleisten des gewohnten Tagesablaufs der Kinder
	 ›	Begleitung der Kinder zu notwendigen Terminen und Aktivitäten
	 ›	Anleitung bei den Hausaufgaben
	 ›	Unterstützung bei der sinnvollen Freizeitgestaltung
	 ›	Gespräche
	 ›	Aufrechterhalten sozialer Kontakte
	 ›	Unterstützen und Beraten der Eltern bei Erziehungsfragen 
		  (sowie Übernehmen von Erziehungsaufgaben nach Absprache mit den Eltern)
	 ›	Hinweise bzw. Begleitung bei weiterführenden Hilfen, wie Beratungsstellen, Selbsthilfegruppen etc.

Hauswirtschaft
	 ›	Notwendige täglich anfallende Tätigkeiten im Haushalt wie Wäschepflege und Reinigen der Räume 
		  (unter Einbeziehung und Anleitung der Haushaltsmitglieder)
	 ›	Einkauf und Essenszubereitung unter Berücksichtigung unterschiedlicher kultureller Gegeben-	
		  heiten und spezieller Ernährungsgewohnheiten
	 ›	Sorge für die Sicherheit im Haushalt
	 ›	Kurz- oder langfristige Wirtschaftsplanung

Pflege
	 ›	Grundpflege bei erkrankten Familienmitgliedern
	 ›	Säuglingspflege bei Babys und Neugeborenen
	 ›	Betreuung der Wöchnerin
	 ›	Beachten hygienischer Standards wie Zahnpflege etc.
	 ›	Beratung zu gesunder Ernährung und Hygiene 
	 ›	Vermittlung weiterer Fachkräfte, wie Hebammen, Krankenpflegepersonal etc.

Die drei Säulen der Ambulanten Familienpflege
Pädagogik – Hauswirtschaft – Pflege
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Die drei Säulen der Ambulanten Familienpflege
Pädagogik – Hauswirtschaft – Pflege

Das Zeitvolumen des Einsatzes ergibt sich aus dem Bedarf der Familie und reicht in der Regel zwischen 
zwei- und acht Stunden täglich. Auch „Rund-um-die-Uhr“ Einsätze sind möglich und können von den 
Familienpflegediensten erbracht werden. Die Einsätze können sich über Tage, Wochen und Monate er-
strecken.
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Ambulante Familienpflege als Krankenkassenleistung 
(Haushaltshilfe, § 38 SGB V)

Ambulante Familienpflege wird ebenso geleistet, wenn akute Krisensituationen auftreten aufgrund
 von:
	 ›	Häuslicher Erkrankung des haushaltsführenden Elternteils
	 ›	Krankenhausbehandlung des haushaltsführenden Elternteils
	 ›	Vorsorgekur für Mütter
	 ›	Schwangerschaft
	 ›	Geburt bzw. nachgeburtliche Versorgung

Nach § 38 des V. Sozialgesetzbuches (SGB) ist Haushaltshilfe eine Sach- und Rechtsanspruchsleis-
tung der gesetzlichen Krankenkassen. Bei der Krankenkassenleistung ist neben der Weiterführung des 
Haushaltes die Betreuung von Kindern unter 12 Jahren vorgesehen.

Die Inanspruchnahme ist an bestimmte Voraussetzungen gebunden:
	 ›	Wenn die/der Erkrankte den Haushalt allein führt (der/die Partner/in z. B. berufstätig ist), 
		  mindestens ein Kind unter 12 Jahren bzw. ein behindertes Kind im Haushalt versorgt werden 
		  muss und auch keine andere im Haushalt lebende Person helfen kann, dann kann der Arzt 
		  Haushaltshilfe verordnen.

Die Dauer und die tägliche Einsatzzeit werden individuell anhand der entstandenen Not- und Bedarfs-
situation der jeweiligen Familie bemessen, wie z. B.: 
	 ›	Schwere der Krankheit
	 ›	Dauer des Krankenhaus- oder Kuraufenthaltes
	 ›	Notwendige Überbrückungszeiten von Versorgungslücken in der Kinderbetreuung
		  z. B. Zeiten zwischen Kindertagesstätte, Schule und Familie

Die Kosten für den Einsatz einer Familienpflegerin aus gesundheitlichen Gründen werden vorrangig 
von den gesetzlichen Krankenkassen nach § 38 SGB V übernommen. Da Haushaltshilfe eine Sachleis-
tung ist, muss der Versicherte, dem der Arzt Haushaltshilfe/Familienpflege verordnet hat, zunächst 
einen Antrag bei seiner Krankenkasse stellen.

Die Sozialstationen und Familienpflege-Anbieter sind bei der Beantragung behilflich und leisten 
nach Möglichkeit sofort Hilfe.

Wenn die ärztliche Verordnung vorliegt, empfiehlt sich folgende Vorgehensweise:
	 1. Sofort die Krankenkasse anrufen, um den Antrag auf Ambulante Familienpflege zu stellen.
	 2. Einen Familienpflegedienst (s. Adressenliste) anrufen, um die Einzelheiten zu klären.

Selbstzahler müssen die Kostenfrage mit ihrer Beihilfestelle oder ihrer privaten Krankenkasse klären.
Sollte die Krankenkasse die Kostenübernahme jedoch ablehnen – etwa weil die Leistungsverpflich-
tung überschritten ist, das Kind erkrankt oder älter als zwölf Jahre ist –, so kann das Jugendamt als 
möglicher Kostenträger angefragt werden.
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Einsatz-Beispiele:
	 ›	Eine Mutter mit zwei Kleinkindern. Der Ehemann ist berufstätig. Die dringend notwendige 
		  Schonung der Mutter nach einer Operation wird durch die Familienpflege ermöglicht.
	 ›	Zur Verhinderung einer Frühgeburt ist strenge Bettruhe notwendig. Drei Kinder unter 12 Jahren 
		  sind zu betreuen.
	 ›	Nach der Geburt von Zwillingen benötigt eine Familie mit zwei weiteren Kindern, von denen ein 
		  Kind behindert ist, fachliche Unterstützung.
	 ›	Ein erkranktes Kleinkind wird tagsüber in der Klinik von seiner Mutter versorgt. Der 5-jährige 
		  Bruder muss außerhalb der Kita-Zeiten betreut werden, bis der Vater von der Arbeit kommt.

Ambulante Familienpflege als Krankenkassenleistung 
(Haushaltshilfe, § 38 SGB V)

Abgrenzung der Ambulanten Familienpflege zu den Hilfen zur Erziehung (HzE) 

Familienpflege wird häufig mit der sozialpädagogischen Familienhilfe (einer Hilfe zur Erziehung) nach 
§ 31 SGB VIII, verwechselt. Eine klare Trennung der beiden Aufgaben ist notwendig, denn häufig ist 
während eines Familienpflegeeinsatzes auch eine MitarbeiterIn über die Hilfen zur Erziehung in der 
Familie tätig. Hier braucht es Absprachen und eine wechselseitige Akzeptanz der jeweiligen Aufgaben 
und Qualifikationen.
Zielsetzung der Ambulanten Familienpflege ist die Überbrückung einer aktuellen Notsituation in der 
Familie, um den Kindern während dieser Zeit den familiären Lebensraum zu erhalten. Die Familienpfle-
gerin muss sich im täglichen meist stundenlangen Zusammensein mit den Kindern sicher und pädago-
gisch sinnvoll verhalten können. Dabei bedarf es einerseits der Kompetenz alleine mit den Kindern den 
Alltag zu managen, andererseits auch bei Anwesenheit der Mutter die Kinder zu versorgen und den 
Haushalt zu führen. Die Einsätze dauern wenige Tage bis zu mehrere Monate und werden von freien 
Trägern durchgeführt.
Familienhilfe nach § 31 SGB VIII wird in Problem- und Konfliktsituationen gewährt mit dem Ziel, die 
Erziehungsfähigkeit der Eltern und das Zusammenleben in der Familie zu fördern. Die Hilfe hat einen 
Beratungsauftrag, der sich an die Eltern richtet. Sie erstreckt sich über einen längeren Zeitraum mit 
einem wöchentlichen Stundenkontingent von 4 bis 8 Stunden. Die Hilfe wird von anerkannten freien 
Trägern der Jugendhilfe durchgeführt.

Fallbeispiel
Mutter (Studentin) hat ihr viertes Kind bekommen (Zwillinge), alle Kinder unter 5 Jahre. Vater ist frei-
beruflich tätig. Mutter steckt in einer akuten Krise und ist völlig erschöpft, Mutter und Vater stecken 
zusätzlich in einer Paarkrise und haben starke Erziehungsprobleme, der 4-jährige ist im Kindergarten 
sehr verhaltensauffällig und aggressiv. 
Jugendamt setzt Familienhilfe ein, die mit den Eltern die Erziehungsdefizite bearbeitet. Außerdem wird 
nach § 20 SGB VIII eine Familienpflegerin eingesetzt, die nachmittags zwei Kinder vom Kindergarten 
abholt, den Haushalt führt und sich um die Babys mitkümmert.
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Häufig entstehen Krisen durch schwere, langwierige oder wiederholte Erkrankungen von Familien-
mitgliedern. Bei Erkrankungen der Eltern finanziert die Krankenkasse unter bestimmten Umständen 
Ambulante Familienpflege. Nicht immer ist der zeitliche Umfang ausreichend für die Betroffenen. 
Die Finanzierung von Haushaltshilfe durch die Krankenkassen endet z. B. im Todesfall des haushalts-
führenden Elternteils, obwohl gerade in diesem Extremfall die Kinder dringend weiterhin Unterstüt-
zung brauchen. Dann ist die Hilfe bei den Jugendämtern zu beantragen, ebenso wenn das Kind er-
krankt ist bzw. andere Gründe vorliegen.

Voraussetzungen für die Jugendhilfeleistung nach § 20  SGB VIII ist immer, dass
	 ›	mindestens ein Kind unter 14 Jahren im Haushalt lebt und der Elternteil, der die über-
		  wiegende Betreuung des Kindes übernommen hat, aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden 
		  Gründen ausfällt und andere Personen nicht in ausreichendem Umfang helfen können,
	 ›	vorhandene Möglichkeiten der Betreuung und Versorgung des Kindes in Tageseinrichtungen 
		  und Tagespflege nicht ausreichen oder
	 ›	das Kind erkrankt und dadurch von dem Besuch der Tageseinrichtung ausgeschlossen ist und die 
		  Eltern arbeiten müssen.

Bei gesundheitlichen Gründen muß die Kostenübernahme nach § 38 SGB V durch die gesetzlichen 
Krankenkassen geklärt werden. Dazu sind eine ärztliche Verordnung und die Antragstellung auf 
„Haushaltshilfe nach § 38 SGB V” notwendig.

Die Jugendämter benötigen einen schriftlichen Nachweis der Krankenkasse, wenn diese die Leistung 
nicht, bzw. nicht in ausreichendem Umfang, finanziert.

Antragsvoraussetzungen und Antragswege
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Kostenträger und Antragswege 
von Ambulanter Familienpflege § 20 SGB VIII

Verordnung des behandelnden Arztes
(nur bei Krankheitsfällen, bei Schwangerschaft und Geburt)

Antrag 
an Krankenkasse

Antrag 
an Jugendamt des 

Bezirks

Bewilligung
der Krankenkasse

Bewilligung 
des Jugendamts 

Ausführung 
von Ambulanter Familienpflege (Haushaltshilfe)

a) Familienpflegerin von Pflegedienst
b) selbstbeschaffte Kraft

Ablehnung oder
Teilbewilligung 

der Krankenkasse

durch

*

* Das Jugendamt kann auch ohne medizinische Indikation die Ambulante Familienpflege beauftragen.
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	 		  Fördererverein Heerstraße Nord e. V.	  Sozialstation Staaken 			 
			   Brunsbütteler Damm 312, 13591 Berlin
			   Obstallee 22 c, 13593 Berlin (Geschäftsstelle)
			   Ansprechpartner: Frau Schmidt, Frau Arlt
			   030 366 20 14    info@foev-hn.de	
			   www.foerderverein.de

		
	 		  Nachbarschaftsheim Schöneberg gGmbH	
			   Holsteinische Straße 30, 12161 Berlin 
			   Ansprechpartnerin: Sylvia Braband-Alkabir
			   030 859 951 27    familienpflege@nbhs.de	
			   www.nbhs.de
			 

	 		  NUSZ in der ufafabrik e. V. Ambulanter Pflegedienst	
			   Viktoriastraße 8, 12105 Berlin
			   Ansprechpartnerin: Roswitha Ball
			   030 751 67 06    roswithaball@t-online.de	
			   www.nusz.de
			 

	 		  SEHstern e. V. Psychosoziale Beratung & Betreuung
			   Parkstr. 66, 13086 Berlin
			   Ansprechpartnerin: Georgia von Chamier	
			   030 960 666 99 19    vonchamier@sehstern-ev.de	
			   www.sehstern-ev.de
			 

	 		  WEG DER MITTE e. V. Gemeinnütziger Verein für ganzheitliche Gesundheit, 
			   Bildung und Soziales e. V.  - Ganzheitliche Familienhilfe
			   Ahornstr. 18, 14163 Berlin
			   Ansprechpartnerin: Astrid Kleinke	
			   030 814 10 67    berlin@wegdermitte.de
			   www.wegdermitte.de
			 

Die Anbieter
beim PARITÄTISCHEN Berlin
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Anhang 
Gesetzestexte

§ 20 SGB VIII

§ 20 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen

(1)	 Fällt der Elternteil, der die überwiegende Betreuung des Kindes übernommen hat, für die Wahrneh-
	 mung dieser Aufgabe aus gesundheitlichen oder anderen zwingenden Gründen aus, so soll der an-
	 dere Elternteil bei der Betreuung und Versorgung des im Haushalt lebenden Kindes unterstützt 
	 werden, wenn
	 1.	 er wegen berufsbedingter Abwesenheit nicht in der Lage ist, die Aufgabe wahrzunehmen.
	 2.	 die Hilfe erforderlich ist, um das Wohl des Kindes zu gewährleisten.
	 3.	 Angebote der Förderung des Kindes in Tageseinrichtungen oder in Tagespflege nicht ausreichen.

(2)	 Fällt ein alleinerziehender Elternteil oder fallen beide Elternteile aus gesundheitlichen oder anderen 
	 zwingenden Gründen aus, so soll unter der Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 3 das Kind im elter-
	 lichen Haushalt versorgt und betreut werden, wenn und solange es für sein Wohl erforderlich ist.

§ 38 SGB V

§ 38 Haushaltshilfe

(1)	 Versicherte erhalten Haushaltshilfe, wenn ihnen wegen Krankenhausbehandlung oder wegen einer 
	 Leistung nach § 23 Abs. 2 oder 4, §§ 24, 37, 40 oder § 41 die Weiterführung des Haushalts nicht 
	 möglich ist. Voraussetzung ist ferner, dass im Haushalt ein Kind lebt, das bei Beginn der Haushalts-
	 hilfe das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder es behindert und auf Hilfe angewiesen ist.

(2)	 Die Satzung kann bestimmen, dass die Krankenkasse in anderen als den in Absatz 1 genannten 
	 Fällen Haushaltshilfe erbringt, wenn Versicherten wegen Krankheit die Weiterführung des Haus-
	 halts nicht möglich ist. Sie kann dabei von Absatz 1 Satz 2 abweichen sowie Umfang und Dauer 
	 der Leistung bestimmen.

(3)	 Der Anspruch auf Haushaltshilfe besteht nur, soweit eine im Haushalt lebende Person den Haus-
	 halt nicht weiterführen kann.

(4)	Kann die Krankenkasse keine Haushaltshilfe stellen oder besteht Grund, davon abzusehen, sind 
	 den Versicherten die Kosten für eine selbstbeschaffte Haushaltshilfe in angemessener Höhe zu er-
	 statten. Für Verwandte und Verschwägerte bis zum zweiten Grad werden keine Kosten erstattet; 
	 die Krankenkasse kann jedoch die erforderlichen Fahrkosten und den Verdienstausfall erstatten, 
	 wenn die Erstattung in einem angemessenen Verhältnis zu den sonst für eine Ersatzkraft entstehen-
	 den Kosten steht.

(5)	 Versicherte, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, leisten als Zuzahlung je Kalendertag der 
	 Leistungsinanspruchnahme den sich nach § 61 Satz 1 ergebenden Betrag an die Krankenkasse.
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Anhang 
Gesetzestexte

§ 195 RVO

Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft  

(1)	 Die Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft umfassen 
	 ›	ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe,
	 ›	Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln,
	 ›	stationäre Entbindung,
	 ›	häusliche Pflege,
	 ›	Haushaltshilfe,
	 ›	Mutterschaftsgeld.
(2)	 Für die Leistungen nach Absatz 1 gelten die für die Leistungen nach dem Fünften Buch Sozial-
gesetzbuch geltenden Vorschriften entsprechend, soweit nichts Abweichendes bestimmt ist. § 16 Abs. 
1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gilt nicht für den Anspruch auf Mutterschaftsgeld. Bei Anwen-
dung des § 65 Abs. 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bleiben die Leistungen nach Absatz 1 unbe-
rücksichtigt.

§ 199 RVO

Haushaltshilfe

Die Versicherte erhält Haushaltshilfe, soweit ihr wegen Schwangerschaft oder Entbindung die Weiter-
führung des Haushalts nicht möglich ist und eine andere im Haushalt lebende Person den Haushalt 
nicht weiterführen kann. § 38 Abs. 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.
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Anhang 
Leistungsinhalte Ambulante Familienpflege nach § 20 SGB VIII

Die Ambulante Familienpflege ist eine Leistung der Jugendhilfe. Es besteht ein Anspruch, wenn den 
Eltern die Betreuung ihres Kindes und die Weiterführung des Haushaltes vorübergehend aus gesund-
heitlichen oder anderen zwingenden Gründen nicht möglich sind und familiäre und nachbarschaftliche 
Ressourcen nicht ausreichen.

Die Leistungen werden, entsprechend den jeweiligen betreuerischen, hauswirtschaftlichen und pflege-
rischen Notwendigkeiten der betroffenen Familie durch Haus- und Familienpflegerinnen oder anderen 
qualifizierten Fachkräften erbracht.

1.	 Planung und Organisation des Einsatzes
 	 ›	Erstgespräch bzw. Feststellung des Hilfebedarfs unter Berücksichtigung der familiären   
		  Bedürfnisse und Ressourcen
 	 ›	Hausbesuch
 	 ›	Erstellung eines Zeit- und Wochenplanes
 	 ›	Haushaltsführung: Kooperation mit Haushaltsmitgliedern und Erschließung weitergehender 
		  Entlastungs- und Unterstützungsmöglichkeiten
 	 ›	Teamberatung
 	 ›	Beratung über weiterführende Hilfen

2.	 Essenszubereitung
	 2.1. Kleine Mahlzeiten
 	 ›	Frühstück bzw. Abendessen zubereiten
 	 ›	Fertigstellen zubereiteter Mahlzeiten         
 	 ›	Zubereiten von Säuglingskost und 
		  Flaschennahrung
 	 ›	Sterilisation von Flaschen/Saugern
 	 ›	Essen für Kita und Schule zubereiten
	 2.2. Warme Mahlzeiten
 	 ›	Vor- und Zubereitung
 	 ›	Anrichten/Tisch decken
 	 ›	Aufräumen der Arbeitsflächen und 
		  Spülen des Geschirrs
 	 ›	Zubereitung von Schon- bzw. Diätkost

3.	 Ernährung des Kindes
 	 ›	Gemeinsame Mahlzeit mit Kind
 	 ›	Altersgemäße Hilfe beim mundgerechten 
		  Anrichten und Verabreichen der Mahlzeit
 	 ›	Verabreichung der Nahrung
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 4.	Einkauf
 	 ›	Einkauf von Lebensmitteln, Getränken und Gebrauchsgegenständen
 	 ›	Besorgungen, wie Apotheke, Post, Behörden etc.
 	 ›	Haushaltskasse führen/ Haushaltsgeld abrechnen/Einkaufslisten erstellen 

5.	 Wäschepflege
 	 ›	Wechseln der Wäsche nach Bedarf und hygienischen Erfordernissen in der Familie
 	 ›	Wäsche sortieren, waschen und aufhängen, ggf. reinigen lassen
 	 ›	Wäsche abnehmen, zusammenlegen, bügeln und einräumen
 	 ›	Handwäsche
 	 ›	 Instandhaltung der Wäsche und Kleidung
 	 ›	Schuhpflege

6.	 Haus- und Wohnungspflege 
	 6.1. Tägliche bzw. wöchentliche Wohnungsreinigung entsprechend den hygienischen    
       Erfordernissen in der Familie
 	 ›	Staub saugen, Staub wischen, Böden fegen und wischen
 	 ›	Aufräumen und Lüften der Wohnung	
 	 ›	Reinigung von Küche und Bad
 	 ›	Entsorgung des Abfalls
 	 ›	Geschirrreinigung
 	 ›	Blumen- und Haustierpflege ggf. Gartenpflege
 	 ›	Betten machen, ggf. beziehen
 	 ›	Heizmaterial herbeischaffen und Heizen der Wohnung
	 6.2. In Langzeiteinsätzen Fensterreinigung und Gardinenpflege

7.	 Betreuung der Kinder
 	 ›	Altersgemäße Beschäftigung und Beaufsichtigung des Kindes unter Berücksichtigung der 
		  elterlichen Wünsche innerhalb und außerhalb der Wohnung
 	 ›	Beaufsichtigung und Kontrolle der Schularbeiten
 	 ›	Terminkoordinierung und –wahrnehmung (Arzt/außerschulische Termine etc.)
 	 ›	Bringen und Abholen vom Kindergarten
 	 ›	Sicherstellung des Schulbesuchs (evtl. Begleitung)
 	 ›	Kontaktpflege zu Schule und Kindergarten
 	 ›	Sicherstellung von Freizeitterminen (ggf. Begleitung)
 	 ›	Unterstützung bei psychischen Belastungen (z. B. Trennungsängste bei Abwesenheit der Eltern
		   bzw. schwerer Erkrankung)
 	 ›	Aufrechterhaltung sozialer Kontakte
 	 ›	Anleitung zum Spielen bzw. aktives Mitspielen

Anhang 
Leistungsinhalte Ambulante Familienpflege nach § 20 SGB VIII
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8.	 Säuglingspflege/Altersgemäße Kinderpflege
 	 ›	Unterstützung beim Waschen und Kleiden
 	 ›	Körperpflege (Waschen/Baden/Duschen)
 	 ›	Mund- und Zahnpflege
 	 ›	Haut- und Haarpflege bzw. Nagelpflege	
 	 ›	Hilfe bei Ausscheidungen und Wickeln
 	 ›	Zu Bett bringen/aus dem Bett holen
 	 ›	Erste Hilfe leisten bei kleinen Verletzungen
 	 ›	Beobachtung der gesundheitlichen Situation (Allergien etc.)
 	 ›	An- und Auskleiden des Babies/Kindes 

9.	 Pflege behinderter Kinder und Jugendlicher/erhöhter Pflegebedarf
 	 ›	Unterstützung beim Waschen und Kleiden
 	 ›	Körperpflege (Waschen/Baden/Duschen)
 	 ›	Mund- und Zahnpflege
 	 ›	Haut- und Haarpflege bzw. Nagelpflege
 	 ›	Hilfe bei Ausscheidungen und Wickeln
 	 ›	Zu Bett bringen/aus dem Bett holen
 	 ›	Erste Hilfe leisten bei kleinen Verletzungen
 	 ›	Beobachten der gesundheitlichen Situation (Allergien etc.)
 	 ›	An- und Auskleiden des Jugendlichen/Kindes

10. Qualitätssicherung und Entwicklung
 	 ›	Reflexionsgespräche
 	 ›	Fortbildung
 	 ›	Teamsitzung
 	 ›	Supervision
 	 ›	Evaluation

Zusammenstellung: AK Familienpflege des PARITÄTISCHEN Berlin

Anhang 
Leistungsinhalte Ambulante Familienpflege nach § 20 SGB VIII
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


 



 
 

 
 
Fällt der Elternteil, der ein Kind allein oder überwiegend betreut, aus, kann eine Notsituation ent
stehen, deren Bewältigung familienunterstützende Hilfen erfordert. Für die betroffenen Familien 
kommt es daher darauf an, in dieser akuten Situation schnelle und passgenaue Hilfe zu erhalten. 
Bei Ausfall der Hauptbetreuungsperson bestehen für Familien unterstützende Angebote verschie
dener Sozialleistungsträger mit zum Teil deckungsgleichen Leistungsinhalten (siehe hierzu kurze 
Darstellung zu § 38 SGB V und § 70 SGB XII im Anhang). 
 
  
 
Die Überbrückung einer familiären Notsituation nach § 20 SGB VIII setzt u.a. voraus, dass andere 
Betreuungsformen wie Tagespflege oder Kindertagesstätten den Betreuungsbedarf des Kindes 
während des Ausfalls des Elternteils, der die überwiegende Betreuung übernommen hat, nicht in 
ausreichendem Maße decken. Ferner setzt die Leistungsgewährung nach § 20 SGB VIII voraus, 
dass mindestens ein Kind unter 14 Jahren (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII) im Haushalt lebt.  
 
Die Hilfegewährung unterliegt in ihrer zeitlichen Dauer keiner Beschränkung. Die jeweils gewährte 
Leistungsdauer richtet sich nach den besonderen Einzelfallumständen. Auf Pflegeeltern und nicht 
eheliche Lebensgemeinschaften ist § 20 SGB VIII entsprechend anwendbar, weil die Interessenlage 
des Kindes (ggf. der Kinder) dieselbe ist. 

–  

–  

–  

Anhang 
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Hinweise zu Einzelregelungen des § 20 SGB VIII: 

 
a) § 20 Abs. 1 SGB VIII 

 
Adressat der Leistung ist der nach Ausfall des überwiegend betreuenden Elternteils zurück blei
bende Elternteil.  

 


Die Gewährung von Jugendhilfeleistungen nach § 20 Abs. 1 SGB VIII setzt voraus, dass (mindes
tens) ein Minderjähriger, der das 14. Lebensjahr noch nicht erreicht hat (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 
SGB VIII), im Haushalt lebt. 

 
  

 
 

Anspruchsvoraussetzung ist, dass der überwiegend betreuende Elternteil aus gesundheitlichen oder 
anderen zwingenden Gründen ausfällt. 

 
Bei der Frage der überwiegenden Betreuung durch einen Elternteil (§ 20 Abs. 1 SGB VIII) ist aus
schließlich auf die tatsächlichen Verhältnisse abzustellen. Auf die Personensorgeberechtigung des 
betreuenden Elternteils kommt es nicht an. Dies ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Rege
lung des § 20 SGB VIII, dem Kind in einer familiären Notsituation sein Umfeld zu erhalten. Hier
aus folgt ebenso wie aus dem im Vergleich zum Familienrecht sehr viel weiter gefassten Familien
begriff des SGB VIII auch die Anwendbarkeit der Norm auf Stief und Pflegeeltern. Der Ausfall 
anderer Personen  etwa der betreuenden Großmutter  fällt jedoch nicht unter diese Vorschrift. 

 
„Ausfall“ ist nicht gleichbedeutend mit „physischer Abwesenheit“. Auch wenn die Betreuungsper
son weiterhin im familiären Haushalt lebt, kann sie der Aufgabe der Kinderbetreuung nicht ge
wachsen sein. Hierfür müssen allerdings gesundheitliche oder andere zwingende Gründe ursächlich 
sein. 

 
Als gesundheitliche Gründe für den Ausfall des Elternteils, der die überwiegende Betreuung des 
Kindes als Aufgabe wahrgenommen hat, kommen sowohl eine Krankenhausbehandlung oder ein 
Kuraufenthalt als auch eine häusliche Erkrankung, die so schwer ist, dass sie ihm die Versorgung 
und Betreuung des Kindes nicht ermöglicht, in Betracht. Hierzu gehören des weiteren Entbindung, 
psychische Erkrankungen, Suchterkrankungen und unheilbare Erkrankungen, die eine Unterstüt
zung bei der Betreuung des Kindes erfordern. Die formlose Bescheinigung des Arztes (Attest) 
reicht in der Regel als Nachweis aus. 
 
Die „anderen zwingenden Gründe“ sollen mit gesundheitlichen Gründen vergleichbar sein und zu 
einer vergleichbaren Notsituation führen. 
 
Der zwingende Grund ist stets dann gegeben, wenn er von dem Betroffenen nicht abgewendet 
werden kann und damit eine Notlage herbeigeführt wird. Darüber hinaus muss der zwingende 
Grund kausal für den Ausfall der Betreuungsleistung sein, d.h., dass bei Nichtvorliegen des zwin
genden Grundes die Betreuung des Kindes durch den zur Zeit ausfallenden Elternteil gewährleistet 
würde. 
 
Andere zwingende Gründe für den Ausfall des überwiegend betreuenden Elternteils können zum 
Beispiel sein, dass der betreuende Elternteil durch die Pflege eines anderen Familienmitgliedes 

Anhang 
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oder durch die Verbüßung einer Untersuchungs oder Strafhaft bzw. wegen einer Resozialisie
rungsmaßnahme daran gehindert ist, sich in dem erforderlichen Maße der Betreuung des Kindes 
zu widmen. Die Hilfe ist insoweit erforderlich, als ein Kind außerhalb von Zeiten einer bestehen
den Betreuung in einer Tageseinrichtung oder einer Schule nicht ohne eine häusliche Betreuung 
und Versorgung gelassen werden kann, ohne dessen Wohl zu gefährden. 
 
(3) Voraussetzungen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1  3 SGB VIII 
 
Hilfe in einer dieser Notsituationen soll dem anderen Elternteil nur gewährt werden, wenn nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 13 SGB VIII gleichzeitig drei weitere Voraussetzungen vorliegen: 
 


 

 Die berufsbedingte Abwesenheit als Grund liegt nur dann vor, wenn die Abwesenheit nicht 
durch Jahres oder Sonderurlaub, durch Vertretung oder etwa durch flexiblere Gestaltung der 
Arbeitszeit behoben werden kann. 

 
 

 
Die Durchführung einer Hilfe durch eine Person außerhalb des Elternhauses muss für das 
Wohl des Kindes erforderlich sein.  
Leistungszweck ist daher nicht die Funktionsfähigkeit des Haushalts oder die Versorgung der 
Familienmitglieder, sondern allein die Unterstützung bei der Betreuung und Versorgung noch 
nicht 14Jähriger Kinder. Maßgeblich sind hierbei das Alter der zu betreuenden Kinder und 
ihr konkreter Entwicklungsstand. Die Erforderlichkeit der Hilfe hängt weiterhin davon ab, ob 
anderweitige private Hilfemöglichkeiten durch den anderen Elternteil, weitere Verwandte, 
Nachbarn oder Freunde tatsächlich nicht oder nicht ausreichend vorhanden sind.  
Soweit erforderlich kann diese Form der Selbsthilfe (insbes. Nachbarschaftshilfe) unterstützt 
werden (siehe Ausführungen unter Nummer 3). 

 
 


 

Angebote in Tagespflege oder in Kindertageseinrichtungen sind vorrangig zur Behebung der 
Notsituation zu vermitteln. Soweit diese allerdings nicht ausreichen, das Wohl des Kindes 
etwa aufgrund ungenügender Öffnungszeiten sicherzustellen, kann Hilfe nach § 20 SGB VIII 
ergänzend erforderlich sein. 

 
b) § 20 Abs. 2 SGB VIII  „Ausfall beider Elternteile oder Ausfall des allein erziehenden Elternteils“ 
 
Volle Versorgung und Betreuung im elterlichen Haushalt soll das Kind erhalten, wenn beide El
ternteile oder der allein erziehende Elternteil ausgefallen sind. Da in diesem Fall kein Elternteil 
entlastend zur Verfügung steht, wird stärker als in Abs. 1 hervorgehoben, dass die Versorgung im 
elterlichen Haushalt gemeint ist. Das bedeutet, dass diese Betreuung im Elternhaus gegenüber der 
Unterbringung eines Kindes in einer Pflegefamilie vorrangig ist. 
 
Nach § 20 Abs. 2 SGB VIII sind auch Fälle zu behandeln, in denen ein Alleinerziehender oder bei
de Elternteile wegen einer berufsbedingten Abwesenheit einem besonderen Betreuungsbedarf des 
Kindes nicht Rechnung tragen können. Ein besonderer Betreuungsbedarf liegt zum Beispiel vor, 
wenn das Kind erkrankt ist und deswegen von dem Besuch einer Tageseinrichtung oder Schule 
ausgeschlossen ist. Die Eltern sollen bei der Erkrankung eines Kindes grundsätzlich von der Mög
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lichkeit Gebrauch machen, sich nach Maßgabe des § 45 Abs. 3 SGB V oder nach einschlägigen 
tarifvertraglichen oder gesetzlichen Regelungen zeitweise von der Arbeit freistellen zu lassen. Es 
ist jedoch im Einzelfall zu prüfen, ob eine solche Freistellung, wenn sie nicht im Interesse des 
Kindes unumgänglich geboten erscheint, in der konkreten familiären oder beruflichen Situation 
der Eltern zumutbar ist. Erscheint die Freistellung beider Elternteile nicht zumutbar, ist Hilfe zu 
leisten. Kriterien dieser Zumutbarkeitsprüfung können auch Erwägungen sein, die sich auf die Art 
des Beschäftigungsverhältnisses beziehen (z.B. so genannte prekäre Beschäftigungsverhältnisse im 
Sinne von Leiharbeits oder befristete Arbeitsverhältnisse, Beschäftigungsverhältnisse im Niedrig
lohnbereich mit reduziertem Kündigungsschutz usw.). 
 
 
 
Die Unterstützung nach § 20 SGB VIII ist eine antragsgebundene SollLeistung und vorrangig ge
genüber den Hilfeleistungen nach § 70 SGB XII  und dem Grunde nach nachrangig gegenüber 
vergleichbaren Leistungen anderer Sozialleistungsträger (siehe auch § 10 SGB VIII  Verhältnis zu 
anderen Leistungsträgern).  
 
Unterstützung nach § 20 SGB VIII scheidet dem Grunde nach in den Fällen aus, soweit Haushalts
hilfe nach § 38 SGB V oder häusliche Krankenpflege nach § 37 SGB V von der Krankenkasse ge
währt wird und diese zur Bewältigung der Notsituation ausreicht. Dieses ist für eine intakte Fami
lienkonstellation, bei der zur Behebung einer akuten Notsituation eine Haushaltshilfe gem. § 38 
SGB V in dem tatsächlich erforderlichen (und von der jeweiligen Krankenkasse bewilligten) Stun
denumfang zur Unterstützung/Weiterführung des Haushalts bzw. Verrichtung hauswirtschaftlicher 
Tätigkeiten und Wahrnehmung der Beaufsichtigung und Betreuung des Kindes/der Kinder zum 
Einsatz kommt, zu unterstellen (Regelfall).  
 
Reicht diese Hilfe indessen nicht aus, ist ergänzende Unterstützung nach § 20 SGB VIII zu gewäh
ren. Dieses zusätzliche Unterstützungserfordernis nach § 20 SGB VIII kann parallel zu der Kranken
kassenleistung z.B. dann gegeben sein, wenn der von der Krankenkasse bewilligte Stundenumfang 
für den Einsatz einer Haushaltshilfe (in der Regel ohne spezifische Qualifikation) den tatsächlich 
erforderlichen Stundenumfang unterschreitet oder aber eine an dem Kindeswohl ausgerichtete 
qualitative Unterversorgung zum Zeitpunkt der Krankenkassenleistung festgestellt wird, die den 
Einsatz einer Fachkraft bedingt (Ausnahmefall). 
 
Das Jugendamt hat daher nach pflichtgemäßem Ermessen zeitnah zu prüfen, ob und welche Hil
fe/Unterstützung geboten und ausreichend ist, ob die gesetzlichen und die in diesem Rundschrei
ben beschriebenen Voraussetzungen vorliegen und welche geeigneten Kräfte eingesetzt werden. 
Das Jugendamt hat der Antragstellerin/dem Antragsteller einen schriftlichen Bescheid über die 
Gewährung oder die Ablehnung der Hilfe zu erteilen. In Eilfällen ist mündlich zu entscheiden und 
die Entscheidung schriftlich zu bestätigen. Der Bescheid soll unter Beachtung des Wunsch und 
Wahlrechts der Antragstellerin/des Antragstellers (§ 5 SGB VIII) Art, Umfang und Dauer des Einsat
zes geeigneter Kräfte regeln und angeben, wer den Einsatz durchzuführen hat. Ein ablehnender 
Bescheid ist unter Hinweis auf die festgestellten wesentlichen Tatsachen zu begründen und mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
Die Hilfe nach § 20 SGB VIII ist in den Fällen, in denen bei bereits angelaufener Hilfe das 14. 
Lebensjahr vollendet wird, fortzuführen, soweit dieses noch als erforderlich anzusehen ist und die 
übrigen Voraussetzungen vorliegen. 
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 
 
Für die Betreuung und Versorgung des Kindes sollen vorrangig die Möglichkeiten familiärer 
Selbsthilfe in zumutbarem Umfang ausgeschöpft und erforderlichenfalls angeregt und gefördert 
werden. 
 
Soweit Möglichkeiten familiärer Selbsthilfe nicht oder nicht in ausreichendem Umfang zur Verfü
gung stehen, sollen bestehende Möglichkeiten der Nachbarschaftshilfe angeregt, genutzt und er
forderlichenfalls gefördert werden. 
Im Rahmen der Nachbarschaftshilfe können Personen eingesetzt werden, die zuverlässig und ge
eignet sind, die Betreuung und Versorgung des Kindes im häuslichen Bereich in erzieherischer, 
pflegerischer und hauswirtschaftlicher Hinsicht sicherstellen. 
 
Soweit familiäre Selbsthilfe und Nachbarschaftshilfe nicht oder nicht in ausreichendem Umfang 
und in geeigneter Weise zur Verfügung stehen, soll die Betreuung und Versorgung des Kindes 
durch Familienpflegefachkräfte der Berliner Sozialstationen oder anderer geeigneter ambulanter 
Dienste wahrgenommen werden, zu deren Aufgaben die Sicherstellung von Familienpflegediensten 
gehört.  
 
Familienpflegerinnen und pfleger sind Fachkräfte, die über eine in der Regel mindestens zweijäh
rige erfolgreich abgeschlossene Fachschulausbildung verfügen, die sich auf die Bereiche Erziehung, 
Pflege und Hauswirtschaft erstreckt. Das Führen der entsprechenden Berufsbezeichnung setzt die 
Erlangung der staatlichen Anerkennung voraus (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 des Sozialberufe
Anerkennungsgesetzes  SozBAG i.d.F. vom 05. Oktober 2004, GVBl. S. 444). Für diesen Beruf 
werden auch die Bezeichnungen Haus und Familienpflegerin und pfleger oder Dorfhelferin und 
helfer verwendet, soweit es sich um im übrigen Bundesgebiet absolvierte Ausbildungsgänge han
delt. 
 
Familienpflegerinnenhelfer und Familienpflegehelfer sind Fachkräfte, die für ihre Aufgaben in der 
Regel in Kursen von mindestens 200 Stunden Dauer vorbereitet oder tätigkeitsbegleitend geschult 
sind. Die Kurse müssen sich auf die Bereiche Hauswirtschaft, Erziehung und Pflege erstrecken.  
 
Soweit geeignete Familienpflegefachkräfte der Berliner Sozialstationen oder anderer ambulanter 
Familienpflegedienste freier Träger nachweislich nicht zur Verfügung stehen, kann das Jugendamt 
andere geeignete Kräfte für die Betreuung und Versorgung des Kindes einsetzen bzw. auch privat
gewerblich tätige Leistungserbringer zur Sicherstellung der familienunterstützenden Hilfen nach 
§ 20 SGB VIII in Anspruch nehmen. 
 
 
 
In Abgrenzung zu den Hilfen der Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII ist für ambulante Hil
fen/Unterstützungsangebote nach § 20 SGB VIII die Durchführung eines Hilfeplanverfahrens nach 
§ 36 SGB VIII nicht zwingend vorgesehen.  
 
Obgleich § 36 SGB VIII keine Anwendung findet, jedoch in Beachtung dessen, dass auch die Hil
fen nach § 20 SGB VIII immer den besonderen Einzelfallumständen Rechnung tragen müssen (In
dividualisierungsgrundsatz), entspricht es allgemeinen fachlichen Standards, die Art und Durchfüh
rung der Hilfen nach § 20 SGB VIII unter Einbeziehung der Antragsteller/innen zu planen und zu 
gestalten. Dieses gilt insbesondere in den Fällen, in denen bereits bei Antragstellung die Prognose 
besteht, dass sich die familienunterstützende Maßnahme bzw. Betreuung des Kindes in der Notsi
tuation über einen längeren Zeitraum hinziehen wird  oder aber im Verlauf der Hilfe nach § 20 
SGB VIII familienspezifische Erziehungsdefizite ersichtlich werden lassen, deren Ursachen nicht in 
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der akuten Notsituation begründet liegen und den Bedarf an anderen, weitergehenden Hilfen (z.B. 
Sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 SGB VIII) zumindest nahelegen.  
 
Das im Bereich der Hilfen zur Erziehung gegebene Erfordernis der rechtzeitigen Kontaktaufnah
me/Antragstellung zum/beim Jugendamt gilt auch für die Hilfegewährung nach § 20 SGB VIII. 
 
 
 
a) Erfolgt die Betreuung und Versorgung des Kindes durch Verwandte, die nicht mit diesem in 

einem Haushalt leben, können keine Entgelte geleistet werden, jedoch können ggf. die 
nachgewiesenen Fahrtkosten und der nachgewiesene Verdienstausfall für die Zeit der Ver
sorgung und Betreuung des Kindes erstattet werden.  

 
b) Erfolgt die Betreuung und Versorgung des Kindes im Rahmen der Nachbarschaftshilfe eh

renamtlich, soll sich die Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach den Vorschriften der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder der Be
zirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdeputierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger 
Personen vom 29. Mai 1979 (GVBl. S. 826), zuletzt geändert durch die Verordnung zur An
passung von Rechtsverordnungen an die Währungsumstellung auf Euro (Berliner Euro
Anpassungsverordnung) vom 29. Mai 2001 (GVBl. S. 165 ff., Artikel X) richten. 

 
c) Für den Einsatz einer bei einer Sozialstation angestellten Familienpflegefachkraft hat das 

Jugendamt den freien Trägern Entgelte zu gewähren. Die Höhe der Entgelte für den Einsatz 
von Familienpflegefachkräften nach Art und Umfang der Leistungen sowie die Modalitäten 
der Abrechnung werden nach Vereinbarung mit den Spitzenverbänden der Träger der freien 
Wohlfahrtpflege durch die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung gere
gelt. 

 
Hierzu ist in der Vereinbarung derzeit1 Folgendes geregelt: 
 
Der Entgeltsatz je Einsatzstunde für eine Familienpflegefachkraft  
beträgt berlineinheitlich  20,40  
 
sowie  
 
an den Wochenenden (Samstag/Sonntag), Feiertagen  
und zu Nachtstunden (20.00 bis 6.00 Uhr)  26,52 . 
 
Diese Entgeltsätze werden für einen Einsatz einer Familienpflegefachkraft im Familienhaushalt von 
60 Minuten Dauer gezahlt. Wegezeiten gelten nicht als Einsatzzeiten. Mit dem vereinbarten Ent
geltsatz je Einsatzstunde für eine Familienpflegefachkraft sind alle Kosten, die mit der Erbringung 
der Leistungen dem Leistungserbringer entstehen, abgegolten.  
Veränderungen im Entgeltbereich werden gesondert per Rundschreiben mitgeteilt. 
 
d) Die vorgenannten Stundensätze gelten als Obergrenze auch für die Inanspruchnahme privat

gewerblich tätiger Familienpflegedienste, insoweit diese sich mit ihrem Leistungsangebot 
tatsächlich auf § 20 SGB VIII beziehen.  

 
Familienunterstützende, privatgewerblich tätige Anbieter, die konzeptionell weitergehende  
über § 20 SGB VIII hinausgehende und für die Jugendämter kostenintensivere  Unterstüt

                                  
1 Eine Erhöhung des Entgeltsatzes mit Wirkung zum 01.01.2012 ist beabsichtigt. 
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zungsangebote vorhalten (z.B. die „Horizont“ GmbH mit ihrem Haushaltsorganisationstrai
ning HOT) sind nicht unter der benannten Rechtsnorm zu subsumieren bzw. abzugelten. 
 

e) Wird die Betreuung und Versorgung des Kindes „anderen geeigneten Kräften“ über tragen, 
ist für deren Einsatz ein an die Honorarvorschriften Kinder und Jugendhilfe  AV HonKJH  
vom 07.01.2000, zuletzt geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 17.10.2001 (Geschäfts
bereich Bildung, Wissenschaft und Forschung) angelehntes Honorar zu zahlen. 

 
Entsprechend der Nr. 4 (Gruppe 4.3 und Gruppe 4.4) der Anlage zur AV HonKJH gelten für 
„andere geeignete Kräfte“ folgende Beträge: 

 
a) mit Fachschul oder vergleichbarer Ausbildung 
 8,70  10,75  je Betreuungsstunde (60 Minuten) 

 
b) ohne Fachschul oder vergleichbare Ausbildung 

  bis zu 8,70  je Betreuungsstunde (60 Minuten). 
 
Mit den aufgeführten Stundensätzen gelten auch Wegezeiten und Fahrtkosten als abgegolten.  
 
Erstattungen für Verdienstausfall und Fahrtkosten nach Nummer 5 Buchst. b dieses Rundschrei
bens und Honorare nach Nr. 4 der AV HonKJH dürfen insgesamt die Kosten für den Einsatz einer 
Familienpflegefachkraft nach Nr. 5 Buchst. c) dieses Rundschreibens nicht überschreiten. 
 
 
 
Nach § 91 Abs. 1 Nr. 3 u. Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. §§ 9294 SGB VIII haben das Kind und die Eltern, 
soweit sie Empfänger der Unterstützung sind, zu den Kosten der Betreuung und Versorgung des 
Kindes in Notsituationen beizutragen, wenn es sich um eine „vollstationäre“ bzw. „teilstationäre“ 
Unterbringung außerhalb des Elternhauses handelt. 
 
Wegen des besonderen Zieles der Unterstützung nach § 20 SGB VIII, nämlich eine Notsituation zu 
bewältigen, ist in jedem Fall nach § 92 Abs. 5 SGB VIII besonders zu prüfen, ob von der Erhe
bung eines Kostenbeitrages ganz oder teilweise abzusehen ist, weil sonst Ziel und Zweck der Leis
tung gefährdet würden oder sich aus der Heranziehung zu den Kosten eine besondere Härte er
geben würde. 
 

Im Auftrag 
 
gez. Klebba 
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zum JugendRundschreiben Nr. 3 / 2011 
 

 


 
 
 
a) Leistungsvoraussetzungen 
 
Die Haushaltshilfe ist eine Leistung der Krankenbehandlung. Sie kann beansprucht werden,  
wenn der Versicherten/dem Versicherten die Weiterführung des Haushalts wegen 

 einer Krankenhausbehandlung 
 einer medizinischen Vorsorgeleistung (§ 23 Abs. 2 oder 4) 
 medizinischer Vorsorge für Mütter und Väter (§ 24) 
 häuslicher Krankenpflege (§ 37) 
 Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (§ 40) oder 
 medizinischer Rehabilitation für Mütter und Väter (§ 41) 

ganz oder teilweise nicht möglich ist. 
 
Eine ambulante Behandlung im Krankenhaus vermag dagegen keinen Anspruch auf Haushaltshilfe 
zu begründen. § 38 Abs. 1 SGB V findet nur für die stationäre Krankenhausbehandlung Anwen
dung. 
 
Eine Gewährung von Haushaltshilfe kommt darüber hinaus in Betracht, wenn die/der Versicherte, 
die/der bisher den Haushalt geführt hat, aus medizinischen Gründen als Begleitperson bei der 
stationären Behandlung eines Dritten in das Krankenhaus aufgenommen wird. 
 
In anderen als in den in § 38 Abs. 1 SGB V genannten Fällen kann  wenn eine Weiterführung 
des Haushalts nicht möglich ist  Haushaltshilfe nur beansprucht werden, wenn die Krankenkasse 
eine Satzungsbestimmung gem. § 38 Abs. 2 SGB V geschaffen hat, die festlegt, in welchen ande
ren Fällen Haushaltshilfe zur Verfügung gestellt wird. 
 
In Abs. 1 ist die Regelleistung benannt. Die Haushaltshilfe nach Abs. 2 ist eine Mehrleistung, die 
die Krankenkasse in ihrer Satzung zusätzlich zu den Leistungen nach § 38 Abs. 1 SGB V festlegen 
und zur Verfügung stellen kann. Für diese Mehrleistung kann die Krankenkasse in ihrer Satzung 
Umfang und Dauer der Leistung bestimmen. 
Für die Regelleistung in § 38 Abs. 1 SGB V kann die Krankenkasse nicht von der Vorschrift des 
§ 38 Abs. 1 Satz 2 SGB V abweichen. Das heißt, für die Regelleistung ist Voraussetzung, dass ein 
Kind unter 12 Jahren im Haushalt lebt oder ein behindertes Kind unter 18 Jahren, das auf Hilfe 
angewiesen ist. 
 
Ein Anspruch auf Gewährung von Haushaltshilfe im Rahmen des SGB V besteht nur insoweit, als 
die/der Versicherte den Haushalt selbst geführt hat. Ist die haushaltsführende Person nicht gesetz
lich krankenversichert (Mitglied oder familienversichert), entfällt damit ein Anspruch auf Haus
haltshilfe nach dem SGB V. 
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b) Leistungsinhalt 
 
Die Haushaltshilfe nach § 38 SGB V umfasst neben der Versorgung des Haushalts die Kinder
betreuung. Da der Anspruch auf Gewährung von Haushaltshilfe nach § 38 SGB V als Sachleistung 
ausgestaltet ist, bedeutet dies, dass die/der Versicherte zunächst die Stellung einer Ersatzkraft bei 
der Krankenkasse beantragen bzw. der Krankenkasse die Möglichkeit geben muss, eine Ersatzkraft 
zu stellen. Erst wenn die Krankenkasse keine geeignete Ersatzkraft zur Verfügung stellt, ist die/der 
Versicherte berechtigt, sich eine Ersatzkraft selbst zu beschaffen und von der Krankenkasse eine 
angemessene Kostenerstattung für die selbstbeschaffte Ersatzkraft zu verlangen. 
 
Bei der Entscheidung der Angemessenheit der Kosten steht der Krankenkasse ein Beurteilungsspiel
raum zu. Es sind alle Umstände zu berücksichtigen, die geeignet sind, die Höhe der Vergütung 
unter sachgerechten Gesichtspunkten wesentlich zu beeinflussen (Beanspruchung und Einsatzzeit 
der selbstbeschafften Hilfe oder Verwandtschaft oder Schwägerschaft). Die Höhe der Kostenerstat
tung bemisst sich nach der zur Weiterführung des Haushalts im Einzelfall erforderlichen Einsatz
zeit der Ersatzkraft. Für Verwandte und Verschwägerte bis zum zweiten Grad besteht gem. § 38 
Abs. 4 Satz 2 SGB V kein Anspruch auf Kostenerstattung. Die Krankenkasse kann jedoch die 
nachgewiesenen erforderlichen Fahrtkosten sowie den Verdienstausfall erstatten, wenn sie in ei
nem angemessenen Verhältnis zu den Kosten für eine nicht verwandte/verschwägerte selbstbe
schaffte Ersatzkraft stehen. Dabei sind auch die für diese Ersatzkraft vorgesehenen Höchstbeträge 
zu beachten. 
 
Generell ist zu berücksichtigen, dass die Krankenkasse der/dem Versicherten grundsätzlich ohne 
eigene Kostenbeteiligung eine Ersatzkraft zu stellen hat. Dies bedeutet, dass die/der Versicherte, 
der sich die Ersatzkraft ausnahmsweise selbst beschafft hat, weil die Krankenkasse die Sachleis
tung nicht oder nicht rechtzeitig erbringen konnte, im Ergebnis nicht schlechter gestellt werden 
darf. 
 
Hat sich die/der Versicherte daher ausnahmsweise eine Ersatzkraft von einer karitativen bzw. ver
gleichbaren Einrichtung beschafft, sind in diesen Fällen daher auch die Kosten zu erstatten, die 
über die jeweiligen Pauschbeträge der Krankenkassen hinausgehen. 
 
Ist die Weiterführung des Haushalts nicht möglich und wird das im Haushalt lebende, die in § 38 
Abs. 1 Satz 2 SGB V genannten Voraussetzungen erfüllende Kind in dieser Zeit nicht im Haushalt 
der/des Versicherten betreut, sondern für die Dauer der Abwesenheit der/des Versicherten aus
wärts untergebracht, so besteht gegenüber der Krankenkasse ausnahmsweise ein Anspruch auf 
Übernahme der Kosten der Unterbringung, wenn eine Ersatzkraft für die Haushaltsführung nicht 
zu finden ist. 
 
Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass die Dauer der Leistung nur im Hinblick auf die Mehrleis
tung zeitlich begrenzt werden kann. Für die Regelleistung im Sinne des Abs. 1 ergibt sich eine 
zeitliche Begrenzung nur daraus, wie lange die versicherte Person an der Weiterführung des 
Haushalts verhindert ist. 
 
 
 
 
a) Leistungsvoraussetzungen 
 
Soweit die Vorschriften des § 20 SGB VIII bzw. anderer versicherungsrechtlicher Leistungen nicht 
erfüllt sind, kommt nachrangig die Vorschrift des § 70 ff SGB XII in Betracht. Voraussetzung hier
nach ist, dass keiner der Haushaltsangehörigen den Haushalt führen kann und die Weiterführung 
des Haushalts geboten ist. Die Gewährung dieser Hilfe ist nicht an die Voraussetzung gebunden, 
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dass ein Kind unter 12 bzw. 14 Jahren oder ein behindertes Kind, das auf Hilfe angewiesen ist, 
im Haushalt lebt. 
 
b) Leistungsinhalt 
 
Leistungen nach § 70 SGB XII umfassen die persönliche Betreuung von Haushaltsangehörigen so
wie die sonstige zur Weiterführung des Haushalts erforderliche Tätigkeit (§ 70 Abs. 2 SGB XII). 
 
Ausdrücklich in § 70 Abs. 4 SGB XII genannt ist, dass die Hilfe auch darin bestehen kann, dass 
die angemessenen Kosten für eine vorübergehende anderweitige Unterbringung von Haushaltsan
gehörigen gewährt werden kann. 
Die Hilfe nach § 70 SGB XII soll in der Regel nur vorübergehend gewährt werden, wenn durch sie 
die Unterbringung in einer Anstalt, einem Heim oder einer gleichartigen Einrichtung nicht vermie
den oder verzögert werden kann. 
 
 
  
 
  
 
Von grundlegender Bedeutung für das Verhältnis dieser Sozialleistungen zueinander sind zunächst 
die Kollisionsregelungen nach § 10 SGB VIII. 
 
Gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII sind Leistungen nach § 38 SGB V gegenüber Leistungen nach 
§ 20 SGB VIII vorrangig.  
 
Leistungen nach §§ 70 ff. SGB XII gehen hingegen gemäß § 10 Abs. 4 Satz 1 SGB VIII Leistungen 
nach § 20 SGB VIII nach. 
 
Diese Kollisionsregelungen werden jedoch nur relevant, wenn und soweit eine Konkurrenz zwi
schen den einzelnen Leistungstatbeständen besteht, d.h. die Leistungsvoraussetzungen nach den 
betreffenden Vorschriften gegeben sind und die jeweiligen Leistungsinhalte übereinstimmen. 
 
 


 
Was das Verhältnis zwischen versicherungsrechtlichen Leistungen (§ 38 SGB V) und Leistungen der 
Jugendhilfe (§ 20 SGB VIII) betrifft, so besteht hinsichtlich der jeweiligen Leistungsinhalte weitge
hend Kongruenz. 
 
Unterstützungsleistungen nach § 38 SGB V umfassen neben der Versorgung des Haushalts auch 
die Kinderbetreuung. 
 
Jugendhilfeleistungen kommen daher in der Regel nur in Betracht, wenn die Voraussetzungen der 
versicherungsrechtlichen Grundlagen nicht erfüllt sind oder im Laufe des Hilfeprozesses wegfallen. 
Um ein nahtloses Ineinandergreifen der verschiedenen Sozialleistungssysteme zu ermöglichen, soll
te in diesen Fällen beratend auf eine mögliche Inanspruchnahme von Leistungen der Jugendhilfe 
hingewirkt werden, vorausgesetzt, die Tatbestandsmerkmale des § 20 SGB VIII liegen im einzelnen 
vor. 
 
Zur besseren Abgrenzbarkeit der Leistungen der Jugendhilfe nach § 20 SGB VIII zu den vorrangi
gen Hilfen nach § 38 SGB V sind die folgenden drei Kriterien hervorzuheben: 
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Ergänzende Leistung 
Bei den versicherungsrechtlichen Leistungen nach § 38 SGB V handelt es sich um eine ergänzende 
Leistung. Das bedeutet, dass hiernach eine Hilfegewährung nur in Betracht kommt, wenn auch 
nach den spezifischen versicherungsrechtlichen Rechtsgrundlagen ein Anspruch auf die zu ergän
zende Leistung besteht. 
 
§ 38 SGB V setzt demnach voraus, dass ein Anspruch auf Krankenhausbehandlung oder ein An
spruch auf Leistungen nach § 23 Abs. 2 oder 4, §§ 24, 37, 40 oder 41 SGB V gegeben ist. 
Bestehen diese „Primäransprüche“ nicht, scheidet eine Gewährung von Haushaltshilfe von vorn
herein aus. 
 
Grund des Ausfalls der haushaltsführenden Person 
Nach § 38 SGB V wird nur die Abwesenheit der haushaltsführenden Person aufgrund einer statio
nären Behandlung als Grund des Ausfalls anerkannt, wohingegen eine Leistung nach § 20 
SGB VIII nicht zwingend eine physische Abwesenheit voraussetzt. 
 
Alter des zu betreuenden Kindes 
Nach § 38 SGB V muss ein Kind im Haushalt leben, dass das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, es sei denn, das Kind ist behindert und auf Hilfe angewiesen ist. Die Altersgrenze des § 20 
SGB VIII liegt hingegen bei 14 Jahren. Wenn also versicherungsrechtliche Leistungen aufgrund der 
Überschreitung der Altersgrenze von 12 Jahren ausscheiden, kommen Leistungen der Jugendhilfe 
in Betracht. 
 
Schlussendlich bleibt anzumerken, dass das Jugendamt trotz der grds. nachrangigen Zuständig 
keit zur Leistungsgewährung jedoch genauso eine Leistungsverpflichtung besitzt, wenn der eigent
lich vorrangig verpflichtete Leistungsträger seiner Leistungspflicht nicht bzw. nicht rechtzeitig 
nachkommt. In diesem Fall sind entsprechende Erstattungsansprüche nach § 102 ff. SGB X zu 
prüfen. 
 
  
 
Was die Leistungsvoraussetzungen betrifft, so verlangt § 70 SGB XII im Gegensatz zu § 20 
SGB VIII nicht, dass ein noch nicht 14Jähriges Kind im Haushalt lebt. 
 
Der Leistungsinhalt des § 70 SGB XII unterscheidet sich von § 20 SGB VIII insofern, als die Hilfe 
zur Weiterführung des Haushalts nach § 70 SGB XII (im Vordergrund steht die  
 
Fortführung des Haushalts) in der Regel nur vorübergehend gewährt werden soll. In § 20 SGB VIII 
geht es hingegen um eine Unterstützung bei der Betreuung und Versorgung des Kindes, die 
grundsätzlich so lange gewährt werden soll, bis die Eltern wieder in der Lage sind, diese Aufgabe 
selbst zu übernehmen. 
 
Eine Kollision der beiden Leistungstatbestände kommt demnach  wenn überhaupt  nur in Be
tracht, wenn unter 14Jährige im Haushalt leben und eine Unterstützung für einen begrenzten 
Zeitraum erforderlich erscheint. In einem solchen Fall gehen Leistungen nach § 20 SGB VIII der 
Hilfe nach § 70 SGB XII vor. 
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	 http://dji.de/bibs/64_12094_Expertise_Zerfass_HOT.pdf

	 Arbeitshilfe
	 Betreuung und Versorgung des Kindes in Notsituationen nach § 20 SGB VIII. Landesamt für 
	 Soziales, Jugend und Versorgung, Landesjugendamt Rheinland-Pfalz.
	 Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses vom 13.12.1999
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